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Gesetz zur Förderung der Weiterbildung in M9-"5T*19-Vornommem
(Weiterbildungsförderungsgesetz - WBFöG M-\)

Vom 20. Mai 201,1

Der l-andtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

$1
' Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die Weiterbildung in Mecklenburg-Vorpom-

mern. Die durch besondere Rechtsvorschriften des Bundes oder

des l-andes geregelte Weiterbildung bleibt hiervon unberührt'

: Begriffo"a St.l,rii2aer Weiterbildung

(l) Weiterbildung ist ein integrierter und gleichberechtigter Teil

des Bildungswesens. Weiterbitdung im Sinne dieses Gesetzes

umfasst grundsätzlich alle Formen der Fortsetzung, Wiederauf-

nahme oder Ergänzung organisierten l,emens nach Vollendung

des 14. Irbensjahres. Sie findet grundsätzlich außerhalb der Bil-

dungsgZinge in Schule,' Hochschule und beruflicher Erstausbil-

dung statt. Abweichend hiervon können an Weiterbildungsveran-

staltungen auch Personen teilnehmen, die das Mindestalter noch

nicht vollendet haben, sofern diese Veranstaltungen Bestandteil

des außerunterrichtlichen Angebots elner Ganztagsschule sind'

(2) Es ist eine öffentliche Aufgabe, die Entwicklung eines pluralen

und flächendeckenden Weiterbildungsangebotes sowie die indivi-

duelle Bereitschaft zum lebensbegleitenden l,emen zu untersttit-

zen und zu fürdern.

(3) Soweit Dritte dwch, gesetzlich bestimmte lristungsverpflich-

tung dieWeiterbildung gestalten, bleibt sie in deren Zust?indigkeit

und ohne Förderfühigkeit nach diesem Gesetz.

s3
Ziele,.Aufgaben und Inhalte der Weiterbildung

(1) Weiterbildung dient der Verwirklichung des Rechts auf Bil-
dung. Sie stdht allen Menschen im Land offen.'

(2) Weiterbildung soll die Vertiefirng und Erg:inzung vorhandener

oder, den Erwerb neuer Kompetenzen und Qualifikationen ermögli

chen, zur Orientierung rurd lrbenshilfe dienen sowie zu selbstst?in-

digem, eigenverantwortlichem und kritischem Handeln im persön-

lichen, sozialen, politischen, kulturellen und beruflichen Irben
beftihigen. Dazu gehört auch die Fähigkeit zur verantwortunfsbe-

wussten Wahrnehmung von Erziehungs- und anderen Familienauf-

gaben sowie zum verantwortlichen Umgang mit der Natur. Bedarfs.

gerechte Weiterbildungsangebote sollen Benachteiligungen entge-

genwirken, zur Chaircengleichheit und Geschlechtergerechtigkeit

beitragen, Nachhaltigkeit befördem und der Bekämpfung rassisli-

scher und anderer extremistischer Bestrebungen dienen.

Weiterblalrlgru*"i"r,.

Die Weiterbildung umfasst gleichrangig folgende aufeinander

einwirkende und sich ergänzende Bereiche:

l. die allgemeine Weiterbildung, welche der Selbstentfaltung

des einzelnen Menschen dient und die Meinungsbildung, die

Auseinandersetzung,mit Kunst, Kultur, Ethik und Religion

fördert sowie Hilfe bei der Bewältigung von Lebenssituatio-

nen gibt und Bildungsdefizite vor:rngegangener Bildungspha-

sen ausgleicht"

2. die pqlitische Weiterbildung, welche die Aufgabe hat, Kennt-

nisse aus'den Bereichen Politik Wirtschaft und Gesellschaft

zu erweitem und zu vertiefen, um die Erkenntnis von gesell-

schaftIiche. n Zusammenhängen zu ertnöglichen sowie Toleranz

und KritilC?ihigkeit zu vermitteln und zu st'tuken, demokati-

sche Gmndsätze zu verankern und damit zur Herausbildung

und Weitereltwicklung von aktiver Bürgerschaft und gesell-

schaftlicher Partizipation beizutragen. Die politische Weiter-

bildung orientiert sich dabei an den Qualitätsmaßstäben des

Beutelsbacher Konsenses, insbesondere an den drei Grundsät-

zen,,Überw:iltigungsveöot",,$ontroversitätsgebot" und

,,.Anatysef ähi gkeit" ;

3. die berufliche Weiterbildung, welche die Aufgabe ha! vorhan-

dene berufliche Kompetenzen und Qualifikationen zu erhal-

ten, zu erweitern und dem wirtschaftlichen und technologi-

schen Wandel in der Berufs- und Arbeitswelt anzupassen, um

auf krnovationen in den Bereichen Wirtschaft, Gesellschaft

und Technologie vorzubereiten.

ss
Einrichtungen der Weiterbildung

(l) Finrichtungen der Weiteöildung im Sinne dieses Gesetzes

sind Bildungsanbieter mit und ohne Bildungsstätüen in Mecklen-

burg-Vorpommern in öffentlicher oder freier Trägerschaft, die

einJpt"n-:iOige und kontinuierliche Weiterbildungsarbeit leisten.

Die Einrichtungen der Weiterbiläung haben darauf hinzuwirken,

dass die Qualit?it ihrer Bildungsarbeit gesichert und ständig ver-

bessert wird.

(2) Zu den Einrichtungen der Weiterbildung im Sinne dieses

GeseEes gehören keine betriebseigenen Bildungsstätten, welche

aussctrließlich Weiterbildung für .Betriebsangehörige. anbieten,

sowie Bildungsstzitten, die überwiegend im Bereich der freizeit-

orientierten Bildung tätig sind.
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(3) Um bestehende Ressourcen bestmöglich nutzen zu können,

sollen die Einrichtungen der Weiterbildung eine übergreifende

Zusarnmenarbeit mit anderen Bildungseinrichtungen pflegen.

s6
Staatliche Anerkennung als Einrichtung

der Weiterbildung

(1) Eine Einrichtung der Weiterbildung gemäß $ 5 wird auf Antrag
bei Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen oder eines aner-

kannten Qualitätsmanagement-Zertifikates durch die zusllindige
.oberste Ländesbehörde als Einrichtung der Weiterbildung staat-

lich anerkannt. Voraussetzung der staatlichen Anerkennung ist
dabei auch ein schriftliches Bekenntnis des Weiterbildungstr:igers

zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung.

(2) Das Antragsverfahren frir die staatliche Anerkennung als Ein-
richtung der Weiterbildung nach dem Weiterbildungsförderungs-
gesetz kann über eine einheitliche Stelle nach $ 1 Einheitlicher-
ensprecnpartner-Errichtungsgesetz Mecklenburg-Vorpornmern

abgewickelt werden. Diese Stelle ist zunächst bbfristet auf drei
Jahre.

(3) Mit derAnerkennung ist die Einrichtung berechtigl, den Zusatz

,,staatlich anerkannte Einrichtung nach dem Weiterbildungsftirde-
rungsgesetz Mecklenburg-Vorpommerni' zu flihren.

s7
Grundsätze der Förderung

(1) Das Land Mecklenbtrg-Vorpommern fürdert die allgemeine,

politische und berufliche Weiterbildung.

(2) Die Möglichkeit einer Förderung besteht grundsätzlich nur für
Einrichtungen der Weiterbildung, welche gemäß $ 6 staatlich

anerkannt wurden.

(3) Erhälten Einrichtungen derWeiteöildung öffentliche Zuschüs-

se nach anderen Vorschriften als nach diesem Gesetz, so werden

diose Zuschüsse auf die Förderung nach Maßgabe dieses Gesetzes

angerecbnet.

(4) Auf Antrag können Träger der allgemeinen und politischen
Weiterbildung mit der zustlindigen obersten t andesbehörde über
die Förderung eine Zelvereinbarung mit einer Laufzeit von bis zu

zwei Jahren abschließen. In diesem Fall tritt an die Stelle des Ein-
zelnaghweises der vom Bildungsträger erbrachten Stundegr ein
jährlich abzufassender Qualitätsbericht über die eigene Arbeil
Einem solchen Antrag auf Förderung ist nur zuzustimmen, sofern
der Antragsteller im Rahmen seines Antrages plausibel machen

kann, dass eine Förderzusage flir bis zu zwei Jahre sowie derVer-
zicht auf einen detaillierten Stundennachweis zu einer Auswei-
tung der erbrachten Bildungsangebote und/oder der Weiterbil-
dungsinformation und -beratung ohne Qualitätsverlust frihrt.

s8
Förderung der Volkshochschulen

(l) Die I-andkreise und kreisfreien Städte errichten und unterhal-

ten im eigenen Wirkungskeis eine anerkannte Einrichtung der
Weiterbildung, in der Regel eine Volkshochschule, die die Weiter-
bildungsgrundversorgung sicherstellt.

(2) Das Land gewährt den Landlseisen;und kreisfreien Städten
nach Maßgabe des Haushalts eine Förderung für die Weiterbil- '

dungsgrunäversorgung an den Einrichtung"n ao Weitegildung :

gem?iß Absatz l.

(3) Zusätzlich können Einrichnrngen der Weiterbildung gemäß

Absatz I nach Maßgabe des Haushalts eine Förderung für Projek-
te, die insbesondere zur Entwicklung des lebensbegleitenden lrr-
nens oder zur Erhöhung der Qualität in der allgemeinen und poli-
tischen Weiterbildung beitragen, erhalten.

Förderung ae" u"iri"ottshochschulen,
des Volkshochschulverbandes und der Einrichtungen

in freier Thägerschaft

(1) Anerkannte Einrichtungen von überregionaler Bedeutung, die
einen Beherbergungsbetrieb unterhalten, wie insbesondere Heim-
volkshochsclnrlen und Akademien, erhalten nach Maßgabe des

Haushalts eine Förderung des Landes.

(2) Der Volkshochschulverband Mecklenburg-Vorpommern erhlilt
als landesorganisation der Einrichtungen der kommunalen Kör-
perschaften nach_Maßgabe des Haushalß eine Förderung zurAuf-
rechterhaltung der Verbandstätigkeit. Zusätzlich kann der Volks-
hochschqlverband Mecklenburg-Vorpommern nach Maßgabe des

Haushalts eine Förderung für Projekte, die insbösondere zur Ent-
wicklung des lebensbegleitenden l.emens oder zur Erhöhung der

Qualität seiner Arbeit beitragen, erhalten.

(3) Einrichtungen der Weiterbildung in freier Trägerschaft könrien
für Maßnahmen derWeiterbildung nach diesem Gesetz und nach
Maßgabe des Haushalts unter Berücksichtigung von Qualitiltskri-
terien eine Förderung erhalten, wenn diese Maßnahmen insbeson-,
dere geeignet sind, zurWeiterentwicklung des lebensbegleitenden

lrmens oder der Erhöhung der Qualität in diesem Bereich beizu-
tragen.

S10
Weiterbildungsinformation und Weiterbildungsberatung

Um eine umfassende, aktuelle und benutzerfreundliche Weiterbil-
dungsinfonnation zu gewährleistin, unterhiilt das l,and eineWei-
terbildungsdatenbank für Mecklenburg-Vorpommem. Die Weiter-
bildungsinfonnation und Weiteöildungsberatung erfolgt träger-

neutral und unabhängig.

$11
Ermächtigung

Die I,andesregierung wird ermächtigt, durch eine Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen zu erlassen über:

l. die zuständigen Behörden für die Durchfi.ihrung dieses Geset-
zes,
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das Verfahren der staatlichen Anerkennung als Einrichtung
der Weiterbildung, zu den AnerkeDnungsvoraussetzungen und
zu den anerkannten Quälitätsmanagement-Zertifikaten gem?iß

$6und

den Umfang, die Voraussetzung und das Verfahren der Förde-
rung der Weiterbildungsdatenbank Mecklenburg-Vorpommern
gemäß g 10. I

Die Landesregierung leitet die Rechtsverordnung rechtzeitig vor
deren Inkrafttreten dem für Bildung zuständigen Landtagsaus-
.schüss zur Information zu.

$12
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(l) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Weiterbildungsgesetz vom28. Apn1l994.
(GVOBI. M-V S. 555), das zuletzt durch Ardkel 7 des Gesetzes

vom 17. Dezember 2009 (cVOBl. M-V S. 729,734) ge?indert

worden ist, außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

2.

J.

Schwerin, den 20. Mai 2011

Der Ministerp*'tf*t

Erwin Sellering

Der Minister für Bildung,
Wissenschaft und Kultur

Ilenry Tesch


